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I. Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 
 
zum Bebauungsplan „Anton-Günther-Straße/B32“, Gemarkung Sigmaringen. 
 
1. Grund für die Aufstellung 

 
Mit der Aufstellung des einfachen Bebauungsplanes für das Gebiet nördlich 
und südlich der Anton-Günther-Straße sollen die städtebaulich 
unerwünschten Nutzungen „Einzelhandel“ und „Vergnügungsstätten“ in 
diesem Bereich ausgeschlossen werden.  
 
Nach den vom Gemeinderat auf der Grundlage einer ökonomisch und 
städtebaulich orientierten Markt- und Standortuntersuchung von 1998, 
Fortschreibung März 2006, durch die Gesellschaft für Markt- und 
Absatzforschung (GMA) beschlossenen Einzelhandelskonzepten für die 
Stadt Sigmaringen sollen zum Schutz der Innenstadt als zentrale 
Einkaufslage, Einzelhandelsflächen auf städtebaulich nicht integrierten 
Standortlagen, wie es das Plangebiet darstellt, vermieden werden.  
Diese Einzelhandelskonzeption mit Ausschluss oder Feinsteuerung 
(Ausschluss von innenstadtschädigenden Warensortimenten) von 
Einzelhandelsbetrieben in Gewerbe- und Mischgebieten wird von der Stadt 
Sigmaringen seit 1998 konsequent  bei der Überplanung von Randbereichen 
der Innenstadt sowie in dezentralen Lagen angewendet. 
Nach Einschätzung der GMA in der Fortschreibung der Markt- und 
Standortuntersuchung vom März 2006 wurde das städtebauliche Ziel dieser 
Einschränkungen –Sicherung und Weiterentwicklung der Einkaufsinnenstadt 
von Sigmaringen- aus prognostischer Sicht erreicht und sollte auch weiterhin 
verfolgt werden.  
 
 
 
In Anbetracht der das Plangebiet umgebenden Wohngebiete Riedbaum, 
Ziegelesch und Schönenberg sollen im Plangebiet auch Vergnügungsstätten 
i.S. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausgeschlossen werden.  
 
Wegen des direkt an das Gewerbegebiet angrenzenden Wohngebietes 
„Riedbaum“ wurde das Gewerbegebiet als eingeschränkte Gewerbefläche 
(GEe), in dem nur nicht wesentlich störende Betriebe zulässig sind, 
festgesetzt. Die vorhandenen gewerblichen Nutzungen sind dadurch in ihrem 
Bestand gesichert.  
 
 

2. Geltendes Recht 
 
Die Flächen nördlich und südlich der Anton-Günther-Straße waren bis auf die 
Flst. 1804/55 und 1804/65 nicht überplant und waren bisher baurechtlich 
nach § 34 BauGB (Innenbereich) zu beurteilen.  
Die Flst. 1804/55 und 1804/65 sind im Bebauungsplan „Riedbaum“ als 
Gewerbegebiet bzw. Mischgebiet (GE, MI) ausgewiesen.  
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Mit den geringfügigen Abweichungen des Bebauungsplanes gegenüber den 
Festsetzungen des Flächennutzungsplanes des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Sigmaringen bezüglich der Art der 
Nutzungen gem. § 1 BAuNVO auf den Flst. 1627/22, 1627/23, 1787/20 
(Teilfläche), 1804/49 (Teilfläche), 1804/55 und 1804/65 soll eine sinnvolle 
städtebauliche Weiterentwicklung dieses Gebietes ermöglicht werden. 
 
Der Flächennutzungsplan wird bei der nächsten Fortschreibung 
entsprechend ergänzt bzw. geändert werden.  
 
Eine vorzeitige Aufstellung des Bebauungsplanes gem. § 8 Abs. 4 BauGB ist 
zum Schutz der städtebaulichen Ziele dringend notwendig.  
Der Planinhalt steht einer geordneten städtebaulichen Entwicklung der Stadt 
nicht entgegen.  
 
 

3. Inhalt des Bebauungsplanes 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Entsprechend der bereits vorhandenen Nutzungen ist der Planbereich als 
Gewerbegebiet (GE) bzw. Mischgebiet (MI) gem. § 8 bzw. § 6 BauNVO 
sowie Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO ausgewiesen.   
 
Das Gewerbegebiet ist zum Schutz des direkt angrenzenden Wohngebietes 
„Riedbaum“ als eingeschränkte Gewerbefläche (GEe), in dem gem. § 1 Abs. 
4 i.V. mit § 8 und 9 BauGB nur nicht wesentlich störende Gewerbetriebe 
zulässig sind, festgesetzt.  
 
 

4. Verkehrserschließung 
 
An der bestehenden Verkehrserschließung durch die Anton-Günther-Straße 
bzw. den Liebfrauenweg ändert sich nichts. 
 
 

5. Ver- und Entsorgung 
 
Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets ist gesichert.  
 
 

6. Eingriffs- Ausgleichsregelung gem. § 1a Abs. 3 BauGB 
 
Nachdem durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes keine Eingriffe 
oder Veränderungen in natur- und landschaftsschützerische Belange 
erfolgen, ist eine Eingriffs-/Ausgleichsregelung nicht notwendig.  
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II. Umweltbericht gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
 
 
1. Kurzdarstellung des Planinhaltes und der Planungsziele 

 
1.1. Gebietsart 

Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe), Mischgebiet (MI) sowie 
Allgemeines Wohngebiet (WA) entsprechend der bereits vorhandenen 
Nutzungen. 
 

1.2. Art der Bebauung 
Keine Regelung für den vorhandenen Baubestand. 
Die Festsetzungen des Planentwurfes (GEe und MI) werden in baulicher 
Hinsicht gem. § 30 Abs. 3 BauGB durch die Regelung von § 34 BauGB  
(Zulässigkeit von Bauvorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile) ergänzt.  
 

1.3. Erschließung 
Keine Änderung gegenüber den jetzigen Verhältnissen. 
 

1.4. Regenableitungskonzept 
Versickerung auf den Baugrundstücken wenn möglich. Keine 
Veränderungen gegenüber dem Bestand.  
 
 

2. Fachziele des Umweltschutzes 
 
Umweltbezogene Pläne oder Programme sind für das Plangebiet nicht 
vorhanden.  
 
 

3. Bestandsaufnahme der Aspekte des Umweltschutzes 
 
3.1. Gebietscharakterisierung 

Bereits bebaute Flächen mit wenig Grünanteilen 
 

3.2. Schutzgebiete 
Keine ausgewiesenen Schutzgebiete im Plangebiet und der 
unmittelbaren Umgebung 
 

3.3. Biologische Vielfalt, Tiere und Pflanzen 
 
3.3.1. Tiere 

Keine bedeutenden Artenvorkommen von besonders geschützten 
Tieren. 
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3.3.2. Pflanzen 
Besondere Artenvorkommen sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Teilweise standortfremde Bäume und Gehölze. 
 

3.4. Boden 
 
- ca. 60 % Anteil befestigt 
- auf den Flst. 1627/10 und 1787/16 (Liebfrauenweg 1) wurde eine Teil 
  fläche als altlastenverdächtig (B-Fall –Belassen zur Wiedervorlage) ein- 
  gestuft. Nach bisherigen Erkenntnissen liegt eine Gefährdung der  
  Schutzgüter Mensch und Grundwasser nicht vor.  
 

3.5. Wasser 
 
3.5.1. Oberflächenwasser 

Regenwasserabfluss in den Schmutzwasserkanal 
 

3.5.2. Grundwasser 
nicht vorhanden 
 

3.5.3. Luft 
nur geringe Belastung 
 

3.6. Klima 
 
3.6.1. Bestehende Beeinträchtigung 

durch bereits vorhandene Bebauung 
 
 

3.7. Wirkungsgefüge zwischen den Umweltschutzgütern sowie der 
Landschaft und der biologischen Vielfalt 
 
- Erläuterung des Wirkungsgefüges teilweise schon bei den einzelnen 
  Schutzgütern erfolgt 
 
- keine Flächen mit besonderer Vielfalt bzw. außergewöhnliches Arten- 
  spektrum 
 
- keine Schutzflächen im Plangebiet bzw. in der unmittelbaren Umgebung 
 
 

4. Prognose der Umweltentwicklung bei Null-Variante 
 
- keine Änderung gegenüber der jetzigen Nutzung 
 
- weitere Zunahme von standortfremden Pflanzenarten 
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5. Prognose bei Durchführung der Planänderung 
 
 
5.1. Tiere 

Keine Auswirkungen auf die Tierwelt, weil das Plangebiet zum größten 
Teil bereits bebaut war bzw. ist. 
 

5.2. Pflanzen 
Keine Auswirkungen, weil größtenteils bereits bebaut 
 

5.3. Biologische Vielfalt 
Keine Auswirkungen 
 

5.4. Wasser 
Keine spürbaren Auswirkungen, leichte Verbesserung durch 
Regenwasserversickerung 
 

5.5. Luft 
Keine Veränderungen  
 

5.6. Klima 
Keine Veränderungen  
 

5.7. Landschaft 
Keine Auswirkungen  
 

5.8. Wirkungsgefüge 
Bei den einzelnen Schutzgütern bereits erläutert 
 
 
 

6. Prüfung der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
Keine Auswirkungen auf Natur und Landschaft, daher keine Maßnahmen 
notwendig.  
 

7. Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten 
Keine Alternativen vorhanden. 
 

8. Vorgehensweise bei der Durchführung der Umweltprüfung 
Allgemeine fachliche Betrachtung von Schutzgütern und evtl. Auswirkungen 
auf Natur und Landschaft 
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9. Geplante Maßnahmen zur Überwachung der Auswirkungen der 
Durchführung der Bauleitplanung (Monitoring)  
 
9.1. Tiere und Pflanzen 

Keine Überwachung notwendig; weil das Gebiet bereits größtenteils 
bebaut ist.  
 

9.2. Wasser 
Die Versickerung des Regenwassers auf dem Baugrundstück mit 
Überlauf in den Kanal –wenn möglich- wird in die Baugenehmigung 
aufgenommen und bei einer evtl. Bauabnahme sowie in regelmäßigen 
Abständen kontrolliert. 
 

9.3. Boden 
Die Verbringung des Bauaushubes ist im Rahmen der Baugenehmigung 
nachzuweisen. 
 

9.4. Luft/Klima 
Da keine Auswirkungen zu erwarten sind, sind auch keine regelmäßigen 
Kontrollen notwendig. 
 
 
 

10. Zusammenfassung 
 
Nachdem das Änderungsgebiet größtenteils bereits bebaut ist und die 
Planung auch keine Änderungen vorsieht, sind zusammenfassend keine 
Auswirkungen auf die Schutzgüter, Fauna, Flora, Wasser, Boden, Luft und 
Klima zu erwarten. 
Eine Eingriffs-/Ausgleichsregelung gem. § 1a Abs. 3 BauGB wurde deswegen 
in diesem Fall auch nicht angewandt. 
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III. Textliche Festsetzungen 
 
1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
1.1. Art der baulichen Nutzung siehe Einzeichnung im Plan (§ 4, 6 und 8  

      BauNVO) 
 

2. Im Mischgebiet (MI) sind Einzelhandelsbetriebe gem. § 1 Abs. 9 BauNVO 
sowie Vergnügungsstätten gem. § 1 Abs. 5 i.V. mit Abs. 9 BAuNVO nicht 
zulässig. 
 

3. Im Gewerbegebiet (GE) sind Einzelhandelsbetriebe gem. § 1 Abs. 9 BauNVO 
sowie Vergnügungsstätten gem. § 1 Abs. 6 BauNVO als Ausnahme nicht 
zulässig. 
 

4. Im Gewerbegebiet (GE) sind nur nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe 
gem. § 1 Abs. 4 i.V. mit Abs. 8 und 9 BauNVO zulässig. 

 
 
 



 

Kreisstadt Sigmaringen 
-Stadtplanungsamt- 
72488 Sigmaringen 
Az.: 3/10-621.41-01-173 
 
 
 
Zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB zum Bebauungsplan  
„Anton-Günther-Straße/B 32“, Gemarkung Sigmaringen 
 
 
Der o.g. Bebauungsplan ist mit der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung 
durch das Landratsamt Sigmaringen am 31. Mai 2007 in Kraft getreten.  
 
 
1. Umweltbelange 

 
Die nach § 2  Abs. 4 BauGB durchgeführte Umweltprüfung (Umweltbericht) hat 
zusammengefasst keine bzw. sehr geringe Auswirkungen durch das Vorhaben 
auf die Schutzgüter 
 
► Mensch 
► Fauna und Flora 
► Boden 
► Grund- und Oberflächenwasser 
► Luft und Klima 
► Erholung und Landschaft 
► Kultur und Sachgüter 
 
festgestellt. 
 
Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
 

2. Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
 
 
 

3. Ergebnis der Behördenbeteiligung 
 
Landratsamt Sigmaringen – Umweltschutzamt (Zusammenfassung) 
 
3.1. Hinweise zur dezentralen Beseitigung von Niederschlagswasser 

 
3.2. Hinweise zur Beseitigung von gewerblichen Abwässern und zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen nach § 19 WHG 
 

3.3. Hinweis auf altenlastenverdächtige Flächen „AS Bestattungen Ott“, Flächen 
Nr. 01696-000 (B-Fall). 
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3.4. Hinweise zum Bodenschutz und zur Abfallbeseitigung.  
 
 

Art und Weise der Berücksichtigung: 
 
Zu 3.1, 3.2 und 3.4: 
 
Die Hinweise müssen bei künftigen Baugenehmigungen beachtet werden. 
 
Zu 3.3: 
 
Die Altlasten-Verdachtsfälle wurden im Bebauungsplan eingetragen. 
Die Hinweise müssen bei künftigen Bauvorhaben im Bereich der 
altlastenverdächtigen Flächen beachtet werden.  
 

 
 

4. Planungsvarianten 
 
Bei der Abwägung im Gemeinderat wurden keine Planungsvarianten einbezogen,  

 
 
 
Aufgestellt,  
Stadtplanungsamt 
Sigmaringen, den 05.06.2007 
 
 
 
 
 
 
gez. 
Schmid 
 


